
 
 

Protokollauszug 
Sitzung der Bürgerschaft der Hansestadt Wismar vom 28.03.2024 

 
 

TOP 11.3.  Bauleitplanung der Hansestadt Wismar, 
Bebauungsplan Nr. 33/15 "Wohngebiet Klußer Damm", 2. Änderung, 
 
Abwägungs- und Satzungsbeschluss gemäß § 10 BauGB 
ungeändert beschlossen 
VO/2024/5009 
 

 
Begründung: Herr Berkhahn 
 
 

 

Beschluss: 
1. Die Bürgerschaft der Hansestadt Wismar hat die Stellungnahmen der Behörden und sonstigen 
Träger öffentlicher Belange aus der Beteiligung nach § 4 (2) BauGB sowie die während der Öf-
fentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 (2) BauGB vorgebrachten Stellungnahmen zum Entwurf der 
2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 33/15 "Wohngebiet Klußer Damm" mit dem Ergebnis ge-
prüft, dass keine planungsrechtlich relevanten Anregungen und/oder Hinweise vorgebracht wur-
den. 

Die Bürgerschaft beschließt die Abwägung (Entscheidung über Stellungnahmen) entsprechend 
des Vorschlages der Verwaltung. (Abwägung, Anlage 1) 

2. Die Bürgerschaft der Hansestadt Wismar beschließt die 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 
33/15 "Wohngebiet Klußer Damm" für das Gebiet, welches die im rechtskräftigen Bebauungs-
plan Nr. 33/15 ausgewiesenen Wohnbauflächen WA 2 und WA 3 beinhaltet, bestehend aus der 
Planzeichnung (Teil A) und den textlichen Festsetzungen (Teil B) einschließlich der örtlichen 
Bauvorschriften über die äußere Gestaltung baulicher Anlagen, in der vorliegenden Fassung 
gemäß § 10 BauGB in Verbindung mit § 86 der Landesbauordnung MV und § 5 der Kommunal-
verfassung als Satzung. (Anlage 2) 

3. Die Begründung zur 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 33/93 "Wohngebiet Klußer 
Damm" wird von der Bürgerschaft der Hansestadt Wismar gebilligt. (Anlage 3) 

4. Die Verwaltung wird beauftragt, den Beschluss der Satzung über die 2. Änderung des Bebau-
ungsplanes Nr. 33/15 "Wohngebiet Klußer Damm" gemäß § 10 Abs. 3 BauGB ortsüblich be-
kannt zu machen. 

In der Bekanntmachung ist anzugeben, wo der Bebauungsplan einschließlich Begründung 
während der Öffnungszeiten eingesehen und über den Inhalt Auskunft verlangt werden kann. 
 
 

Abstimmungsergebnis:  
- beschlossen 
 
 
 
 

 


